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Abwasserzweckverband Fahlenkamp ● Wasserturmweg 09 ● 19288 Ludwigslust ● 

Telefon: +49 (0) 3874 / 66 30 30 ●Telefax: +49 (0) 3874 / 66 30 40 ● Internet: www.azv-f.de ● E- Mail: post@azv-f.de 
_____________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________________ 

Bankverbindung: Deutsche Bank AG ● BIC Code: DEUTDEBRXXX;   IBAN: DE 33 1307 0000 0368 1681 00 
Sprechzeiten der Verwaltung des Abwasserzweckverbandes Fahlenkamp: 
Mo.: 09.00 - 12.00 Uhr, Di.: 13.00 - 18.00 Uhr, Mi.: 10.00 - 12.00 Uhr, Do.: 13.00 - 16.00 Uhr, Fr.: 10.00 - 12.00 Uhr  Verbandsvorsteher: Stefan Sternberg 

Geschäftsführer: Lars Römhild 

 
Abwasserentsorgung Niederschlagswasser 
 
Im Bereich des vorliegenden B-Planes befindet sich keine öffentliche Entwässerungsanlage für 
die Niederschlagswasserbeseitigung.  
 
Wie in der Begründung zum vorliegenden Vorentwurf unter Pkt. 4.9 beschrieben, ist das 
anfallende Niederschlagswasser auf dem Grundstück zu versickern oder anderweitig 
ordnungsgemäß zu beseitigen. 
 
 
Für Rückfragen stehen wir Ihnen gern zur Verfügung. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Abwasserzweckverband Fahlenkamp 
Im Auftrag 
 
 
 
 
Lars Römhild 
Geschäftsführer       Anlage: Bestandsriss 01 







Gemeinde Karstädt                                                                                  

-Die Bürgermeisterin- 

Friedensstrasse 14 

19294 Karstädt 

 

Stadt Ludwigslust 

Fachbereich Stadtentwicklung 

und Tiefbau 

Schloßstrasse 38 

19288 Ludwigslust 

                                                                                                                   Karstädt, den 15.05.2019 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

hinsichtlich des Bebauungsplanes LU2  Gewerbegebiet Grandweg und der 9. Änderung des 

Flächennutzungsplanes der Stadt Ludwigslust geben wir hiermit als Nachbargemeinde 

unsere Stellungnahme im Rahmen der frühzeitigen öffentlichen Beteiligung ab: 

1.  Auch wenn wir das ökonomische Interesse an einer Erweiterung des Baumarktes und der 

damit verbundenen Verlegung an einen günstigeren Verkehrsstandort nachvollziehen 

können, halten wir die geplante Gesamtfläche von 8000 m² für über dimensioniert .  

2. Welcher neuen Nutzung wird der bestehende Standort des Bauzentrums im Fliederweg 

nach dessen Umsetzung zugeführt?  Gibt es dazu schon präzisere Planungen?  wenn ja 

welche?  

3. Die dokumentierte Flächenbilanz C vgl. S. 35 der Begründung zwischen dem Sondergebiet 

großflächiger Einzelhandel Baumarkt und Baustoffhandel und dem Anteil der Grünflächen 

(Erhaltungsgebot) =7,2% fällt im Sinne der Verhältnismäßigkeit sehr zugunsten der geplanten 

Versiegelung von Flächen = 92,8% aus. 

4. Bedenklich bleibt für uns, dass wieder einmal einige unter Naturschutz stehende Bäume C 

§ 18 Naturschutzgesetz M.-V. letzten Endes für Konsumzwecke gefällt werden. Aus 



planerischen Gründen mag dies nicht anders möglich sein, trotzdem sehen wir dies 

zwiespältig.  

5. Wir halten nichts von Anträgen auf Unterschreitung des gesetzlich festgelegten 

Waldabstandes von 30 Metern durch die Erweiterung der nördlichen Baugrenze sowie auf 

Umwandlung von Wald in andere Nutzungsarten. Planerisch dürfte es möglich sein,  die  

Waldgrenze im Abstand von 30 Meter zu halten, ohne nicht gleich wieder Bäume zu roden. 

Eine Waldumwandlung (Rodung) lehnen wir gänzlich ab. Nicht nachzuvollziehen bleibt auch, 

warum für eine Fläche von 1416 m² aufgrund der vermeintlich geringen Flächengröße 

beantragt wird, von einer Ersatzaufforstung abzusehen und stattdessen auf einer Zahlung 

einer Walderhaltungsabgabe ( §15, Abs. 6 Landeswaldgesetz M.-V. abgestellt wird. Selbst 

wenn die vorbenannten Punkte gesetzlich möglich sind, sollte vor dem Hintergrund 

bekannter zukünftiger Klimaschutzpolitischer Herausforderungen, die Fällung von Bäumen 

soweit als möglich verhindert werden. 

6. Da das nächste Wohnhaus in einem Abstand von Circa 70 Metern zum Plangebiet liegt ( 

vgl. Seite 10 der Begründung), sollte schon darauf Wert gelegt, wie die Einhaltung der 

Lärmschutzwerte behördlicherseits kontrolliert  werden kann. Das noch vorzulegende 

schalltechnische Gutachten des Vorhabenträgers wird auf dem Papier sicher den Nachweis 

der Einhaltung der flächenbezogenen Schallleistungspegel   erbringen, ob dies in der Praxis 

dann so gelingt, steht auf einem anderen Blatt. Die DIN 18005 Schallschutz im Städtebau 

benennt auch nur Orientierungswerte! Es ist auch nicht ausgeschlossen, dass der zukünftige 

Bau-, und Gartenmarkt im Nachgang nicht seine Öffnungszeiten  peu a peu   ausdehnt, 

woraus sich z. B. in den Abendstunden die Lärmbelästigung für heutige und zukünftige  

Anwohner zeitlich ausdehnen kann. 

7. Wir halten für sehr schwierig zu kontrollieren, welche Sortimente mit einem bestimmten 

prozentualen Anteil nicht die Angebote im zentralen innerstädtischen Bereich übertreffen 

sollen. Auch in bereits seit Jahren existierenden hiesigen Einkaufsmärkten mit vornehmlich 

hohen Lebensmittelanteil werden heute Produkte angeboten, die in früheren Jahren nur in 

speziellen  Fachgeschäften angeboten wurden. Das dies einen Verlust von Kundenzahlen für 

kleinere  Läden bedeutet, ist nun auch bekannt. Es wäre einer gesonderten, detaillierten 

Untersuchung vorbehalten, in welcher Größe die Sogwirkungen  größerer Einkaufs-, 

Handelsmärkte auf noch bestehende kleinere Läden bestehen. So ergibt sich auch die Frage, 

welche Auswirkungen z.B. der Bau des geplanten Gartenmarktes auf dem Gartenmarkt in 

der Friedrich-Naumann- Allee hat oder nicht. Warum z.B. Kinderwagen angeblich unter 

Nicht-zentralrelevante Sortimente fallen (vgl. Auflistung Seite 14 der Begründung) wird sich 

uns auch zukünftig nicht erschließen. Was würden junge und werdende Eltern zu so einer 

Einstufung sagen?  Wer kann wirklich kontrollieren  seitens der Stadt in welchen 

prozentralem Umfang  gemäß  Einzelhandelskonzept   der Stadt Ludwigslust sogenannte 

Randsortimente in großen Märkten angeboten werden oder nicht. Die Maßgabe das 

Kriterium eines funktionalen  Zusammenhangs zwischen branchentypischen  Kernsortiment 

und darüber hinausgehenden  Randsortiment mag zwar gut gewollt sein, ist anderseits aber 



eher ein Gummibegriff, den jeder je nach Interessenslage in die eine oder andere Richtung 

ziehen uns auslegen kann. 

8. Auch wenn dies nicht unmittelbar  in die öffentliche Beteiligung  zum Gewerbegebiet 

Grandweg thematisch hineingehört, so empfehlen wir, als ein Kriterium für die zukünftigen 

Betreiber/ Vorhabenträger des Bau-und Gartenmarktes/ Baustoffhandels die Einhaltung 

sozialer und ökologischer Standards anzuwenden.  Z.B  Bezahlung nach tariflichen Standards, 

Mindestlohn statt Niedriglohn;  Zertifizierung angebotener Produkte nach ökologischen 

Maßgaben usw.  

9. Sie verweisen auf Seite 7 der Begründung auf die Punkte im Kapitel 4.3.2. des Regionalen 

Raumentwicklungsprogrammes Westmecklenburg und benennen u.a. im  Zitieren des 

Punktes 4 folgenden Satz:  Einzelhandelsgroßprojekte mit zentralrelevanten Sortimenten 

sind nur an städtebaulich integrierten Standorten zulässig.  In dem uns vorliegenden RREP 

WM Stand 2016 heißt der Satz aber:  Einzelhandelsgroßprojekte mit nicht zentralrelevanten 

Kernsortimenten sind außerhalb der Zentralen Versorgungsbereiche an städtebaulich 

integrierten Standorten zulässig. Wir gehen davon aus,  dass die Weglassung des Wortes 

"nicht " ohne Absicht erfolgte und ein Flüchtigkeitsfehler war, ansonsten wäre diese Stelle 

im Raumentwicklungsprogramm unterschiedlich interpretierbar. 

10. Für uns ist abschließend nicht endgültig  geklärt, ob dieses Einzelhandelsgroßprojekt 

nicht die Funktionsentwicklung der Innenstadt bzw. anderer zentraler Versorgungsbereiche 

gefährdet. 

Im Sinne weiterer planerischer Aktivitäten bitten wir im Vorfeld um rechtzeige Information. 

 

Wir bedanken uns für die gute Zusammenarbeit in dieser Legislaturperiode  

und verbleiben mit freundlichen Grüssen 

 

Krimhilde Franck                                      Holger Wegner 

Bürgermeisterin                                       1. stellv. Bürgermeister 



 

 

L a n d e s f o r s t 
Mecklenburg-Vorpommern 
-  A n s t a l t  d e s  ö f f e n t l i c h e n  R e c h t s  -  

D e r  V o r s t a n d   
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Forstamt Grabow   �   Goethestraße 1a   �   19300 Grabow 

 
Bürogemeinschaft Stadt & 
Landschaftsplanung 
Ziegeleiweg 3 
19057 Schwerin 
Per Mail an: m.pruetz@buero-sul.de 

 
 
3.Änderung B-Plan LU 2 der Stadt Ludwigslust – frühzeitige Beteiligung der 
Behörden und TöB nach § 4 (1) BauGB 
vorläufige Stellungnahme 
 
Anlagen 1 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
zu o.g. Bebauungsplan nehme ich für den Geltungsbereich des Bundeswaldgesetzes 
vom 2. Mai 1975 (BGBl. I S. 1037), das zuletzt durch Artikel 1 der Verordnung vom 17. 
Januar 2017 (BGBl. I S. 75) geändert worden ist und des Waldgesetzes für das Land 
Mecklenburg-Vorpommern (Landeswaldgesetz – LWaldG M-V) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 27. Juli 2011 (GVOBl. M-V 2011, S. 870), letzte berücksichtigte 
Änderung: § 3 geändert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 5. Juli 2018 (GVOBl. M-V S. 
219) als Träger öffentlicher Belange wie folgt Stellung: 
 
Zur abschließenden Würdigung von o.g. B-Plan sind noch Ergänzungen 
vorzunehmen. 
 
Die Stadt Ludwigslust beabsichtigt, im am nordöstlichen Rand des Stadtgebietes 
gelegenen B-Plangebiet LU 2 auf einer Fläche von ca. 2,04 ha die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für die Erweiterung eines ortsansässigen Bauzentrums zu schaffen. 
 
Der derzeit rechtsverbindliche B-Plan 2. Änderung des Bebauungsplans LU 2 
„Gewerbegebiet Grandweg“ stammt aus dem Jahr 2007. 
 
Im Norden des Geltungsbereiches grenzt Wald im Sinne des §2 LWaldG M-V an das 
Plangebiet an. Auch auf der gegenüberliegenden Seite der L 73 befindet sich Wald. 
Wald im Sinne des Gesetzes sind alle mit Waldgehölzen bestockten Grundflächen. 
 

Forstamt Grabow 
Bearbeitet von:  Frau Janitza 
 
Telefon: 03 87 56 / 514 - 13 
Fax:   03 99 4 / 235  - 430 
E-Mail:  Marie.Janitza@lfoa-mv.de 
 
Aktenzeichen: FoA30/7444.382-2018-

007 
(bitte bei Schriftverkehr angeben) 
 

Grabow,  1. August 2019 
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Durch ein Zusammenwachsen des im Norden des B-Plangebietes festgelegten, mit 
Bäumen bestockten Grünstreifens und dem auf dem Flurstück 3, der Flur 5, Gemarkung 
Ludwigslust befindlichen Waldes, hat sich die nördliche Waldgrenze im Vergleich zum 
Jahr 2007 verschoben. 
Nach § 15 (1) LWaldG M-V bedarf es einer Genehmigung zur Umwandlung von Wald in 
eine andere Nutzungsart nicht, soweit Regelungen in einem Bebauungsplan oder einer 
städtebaulichen Satzung eine andere Nutzung vorsehen, zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses kein Wald nach § 2 bestand und seit dem Satzungsbeschluss 
weniger als zehn Jahre vergangen sind. 
Da seit 2007 mehr als zehn Jahre vergangen sind, ist die Waldgrenze neu zu 
beurteilen. 
 
Gemäß § 20 LWaldG M-V ist zur Sicherung vor Gefahren durch Windwurf oder 
Waldbrand bei der Errichtung baulicher Anlagen ein Abstand von 30 Metern zum Wald 
einzuhalten. Die Waldkante ist dabei die Traufkante (äußerste Kante der Äste) der 
Waldbäume. 
 
Die festgestellten Waldgrenzen (weiß) mit dem zugehörigen Waldabständen (rot) sind 
im beigefügten Lageplan 1 gekennzeichnet. 
 
Durch die östliche Baugrenze wird der Waldabstand zu den Waldflächen auf der 
gegenüberliegenden Straßenseite eingehalten. 
 
Laut B-Plan soll das nördliche Baufeld an die derzeit bestehende Waldgrenze 
heranreichen und bauliche Anlagen innerhalb des Waldabstandes errichtet werden. 
 
Nach § 3 Abs 1 WAbstVO M-V1 dürfen Unterschreitungen des Waldabstandes nicht 
genehmigt werden, wenn es sich um Anlagen handelt, die Wohnzwecken oder dem 
vorübergehenden Aufenthalt von Menschen dienen. 
 
Das Baufeld ist mit baulichen Anlagen inkl. Verkehrsflächen und Verkaufsflächen zu 
unterlegen und ein aktueller und vollständiger Lageplan einzureichen. Der Lageplan ist 
in Papierform und als Shape-Datei einzureichen. Für jedes Gebäude, Verkehrsfläche 
oder Verkaufsfläche innerhalb des Waldabstandes ist eine genaue Beschreibung der 
Nutzung samt Grundriss und Ausstattung nachzureichen. Insbesondere ist darzulegen, 
dass hier kein dauerhafter Aufenthalt von Menschen vorgesehen ist. 
 
Um § 3 Abs. 2 Nr.2 WAbstVO M-V zu prüfen, wird ein Standortsgutachter der 
Landesforstanstalt Mecklenburg Vorpommern – Anstalt des öffentlichen Rechts 
beauftragt, die zu erwartende Endhöhe des Waldbestandes zu ermitteln. 
 
In Anlehnung an § 5 WAbstVO M-V ist der betroffene Waldbesitzer vor der Zulassung 
einer Ausnahme nach Maßgabe des § 28 des Landesverwaltungsverfahrensgesetzes 
im B-Planverfahren zu beteiligen.  
 

                                                 
1
 Verordnung zur Bestimmung von Ausnahmen bei der Einhaltung des Abstandes baulicher Anlagen zum Wald 

(Waldabstandsverordnung - WAbstVO M-V) vom 20. April 2005 (GVOBl. M-V 2005, S. 166), die zuletzt durch 

Verordnung vom 16. Oktober 2014 (GVOBl. M-V S. 601) geändert worden ist 
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Soll für eine Waldfläche in einem Bauleitplan eine andere Nutzung dargestellt oder 
festgesetzt werden, so prüft die Forstbehörde unbeschadet der Bestimmung des §10 
LWaldG M-V, ob die Voraussetzungen für eine Genehmigung der Umwandlung nach § 
15 LWaldG M-V vorliegen. Demnach begründet ein rechtsverbindlicher B-Plan nicht die 
Genehmigungsfähigkeit nach LWaldG M-V. Insbesondere ist § 15 Abs. 4 LWaldG M-V 
zu prüfen. 
 
Nach § 15 Abs. 4 Nr. 3 LWaldG M-V ist die Genehmigung einer Waldumwandlung zu 
untersagen, wenn die Erhaltung des Waldes im überwiegenden öffentlichen Interesse 
liegt, insbesondere u.a. bei fehlender Notwendigkeit einer Umwandlung der 
vorgesehenen Fläche für den beabsichtigten Zweck. 
Daher ist darzulegen, welche Möglichkeiten oder Hinderungsgründe zur Einhaltung des 
gesetzlichen Waldabstandes ohne Waldumwandlung vorliegen (Verschiebung der 
Gebäude, Verkleinerung der Gebäude …). 
 
Zum jetzigen Zeitpunkt kann keine Waldumwandlungserklärung nach § 15a Abs. 2 
LWaldG M-V abgegeben werden. 
 
Nach Vorlage der Ergänzungsunterlagen ist ein erneuter gemeinsamer Termin 
anzustreben. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
Dr. Holger Voß 
Forstamtsleiter 















Landkreis Ludwigslust-Parchim    Datum: 03. September 2019 
FD Immissionsschutz und Abfall    Bearbeiter: Fr. Wandschneider 
Immissionsschutz      15996 
 
 
 
 
FD Bauordnung   
-  im Hause  - 
 
 
 
 
3. Änderung des Bebauungsplans LU 2 „Gewerbegebiet Grandweg“  
der Stadt Ludwigslust 
 
Aktenzeichen: BP 190033 
 
 
Aus Sicht des Immissionsschutzes wird zum o. g. Vorhaben wie folgt Stellung 
genommen: 
 
Auflagen 
 

1. Mit dem Bebauungsplan LU 2 „Gewerbegebiet Grandweg“ der Stadt 
Ludwigslust sollen diese Flächen als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung 
großflächiger Einzelhandel/ Baumarkt und Baustoffhandel ausgewiesen 
werden.  

 
Durch die Festsetzung von immissionswirksamen flächenbezogenen 
Schallleistungspegeln (IFSP) wurde bereits im rechtsverbindlichen B-Plan LU 2 
eine Gliederung der Baugebiete nach schalltechnischen Maßstäben 
vorgenommen. 
Der Geltungsbereich der 3. Änderung des B-Plans LU 2 umfasst das Flurstück 
4/8, Flur 5, Gemarkung Ludwigslust. Dieses befindet sich in dem Baugebiet GE 
3. In diesem Gebiet dürfen die ISFP von 64,5 dB(A)/m² tags und 48,5 dB(A)/m² 
nachts nicht überschritten werden. 
 

2. Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen dürfen die Immissionsrichtwerte am Tage 
um nicht mehr als 30 dB (A) und in der Nacht um nicht mehr als 20 dB (A) 
überschreiten. 
 

3. Zum Schutz der Nachbarschaft ist die Einhaltung der Immissionsrichtwerte 
durch entsprechende schalltechnische, bautechnische und organisatorische 
Maßnahmen zu gewährleisten.  

 
4. Die Anforderungen der 1. BImSchV (Verordnung über kleine und mittlere 

Feuerungsanlagen) vom 26. Januar 2010 sind einzuhalten. 
 



5. Eine Blendwirkung der eingesetzten Module der Solaranlage ist für die 
Umgebung auszuschließen. Es sind Solarmodule mit einer 
Antireflexionsbeschichtung zu verwenden. 
 

6. Mit Einreichen der Bauantragsunterlagen ist der unteren 
Immissionsschutzbehörde des Landkreises Ludwigslust-Parchim eine 
Schallimmissionsprognose vorzulegen. Neben der Einhaltung der 
immissionswirksamen flächenbezogenen Schallleistungspegeln sind 
auch die Anforderungen an die resultierende Luftschalldämmung 
nachzuweisen 

 
 
Hinweise 
 

1. Die Anforderungen zum Schutz der Allgemeinheit und der Nachbarschaft vor 
schädlichen Umwelteinwirkungen sowie zur Vorsorge gegen schädliche 
Umwelteinwirkungen sind zu gewährleisten (§ 23 BImSchG). 
 

2. Sollten sich Immissionsbelästigungen für die Nachbarschaft ergeben, so ist auf 
Anordnung der Behörde nach § 26 BImSchG ein Gutachten (die Kosten trägt 
der Bauherr) mit Abwehrmaßnahmen zu erstellen und diese in Abstimmung mit 
der Behörde terminlich umzusetzen. 

 
3. Während der Realisierungsphase von Baumaßnahmen sind die 

Immissionsrichtwerte der Allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum Schutz 
gegen Baulärm – Geräuschimmissionen – (AVV Baulärm) vom 19. August 1970 
einzuhalten. 

 
 
 
 
 
 
Gez. Wandschneider 
SB Immissionsschutz 
 







Bürogemeinschaft Stadt & Landschaftsplanung

Martin Prütz

Ziegeleiweg 3

19057 Schwerin

07.05.2019

He

3. Änderung des Bebauungsplanes LU 2 „Gewerbegebiet Grandweg“ und 9. Änderung

des Flächennutzungsplanes der Stadt Ludwigslust

Ihr Schreiben vom 25.04.2019

Sehr geehrte Damen und Herren,

nach Prüfung der uns zugesandten Planungsunterlagen geben wir folgende Stellungnahme

ab:

Das o.g. Vorhaben berührt kein Gewässer zweiter Ordnung im Verbandsgebiet des Wasser-

und Bodenverbandes Untere Elde.

Dem Vorhaben wird seitens des Wasser- und Bodenverbandes grundsätzlich zugestimmt.

Für Rückfragen stehen wir gerne zur Verfügung.

Mit freundlichen Grüßen

im Auftrag

gez. Heike Heller

Verbandsingenieurin












